
AllerhöchstesKönigliches Propositions. Dekret.

»Vir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen, entbie¬
ten Unsern gelreuen Ständen der Rhein-Provinz Unsern landesväterlichen Gruß.

Wir haben Uns veranlaßt gesehen, den RheinischenProvinzial» Landtag gleichzeitigmit den
Stände-Versammlungen aller übrigen Provinzen einzuberufen, weil, abgesehen von andern
Erschwerungen des Geschäftsganges, welche sich durch die verschiedeneZeit der Versammlung der
Landtage ergeben haben, die Ausführung Unserer Absicht, die Landtags «Abschiebemöglichst bald
nach Schließung der Landtage ergehen zu lassen, nicht erreicht werden kann, sobald der Landtag
einer einzelnen Provinz mehrere Monate später als alle übrigen zusammentritt. Es kann in einem
solchen Falle, wegen aller derjenigen Propositionen, welche nicht ausschließlichdem später versam¬
melten Landtage vorgelegen haben, Unsere Entschließung über die in den Landtags-Abschieden zu
ertheilenden Bescheidenicht eher erfolgen, als bis die Erklärungen des später eröffneten Landtags
Uns vorgelegt worden sind; hierdurch wird aber der Erlaß der Landtags-Abschiede auch für die
übrigen Provinzen wesentlichverzögert. Es ist demnach, um die Landtags »Abschiede zu beschleuni¬
gen, ein gleichzeitiges Zusammentreten sämmtlicher Landtage erforderlich, und da alle anderen
Landtage wiederholentlich gebeten haben, ihre Einberufung möglichstfrüh im Winter statt finden zu
lassen, damit der Schluß ihrer Berathungen spätestens beim Beginn des Frühjahrs erfolgen könne,
so haben Wir nicht Anstand genommen, dem in den Allerhöchsten Landtags-Abschieden vom 13. Juli
1827 und 3. Mai 1835 gemachten Vorbehalte gemäß, Unsere getreuen Stände der Rhein-Provinz
schon gegenwärtig zu versammeln.

Indem Wir für den bevorstehendenLandtag mit voller Zuversicht die Erwartung aussprechen,
daß Unsere getreuen Stände bei ihren Verhandlungen ihre bisher bewiesene treue Anhänglichkeitan
Uns und Unser Königliches Haus, wie überall die Gesinnungen ächter Vaterlandsliebe aufs Neue
bethätigen und Unserem Vertrauen durch eifriges und einmüthiges Bestreben, das wahre Beste des
Landes zu fördern, entsprechenwerden, erlassen Wir hiermit an sie die gnädigsteAufforderung, die
nachfolgenden Gegenstände in Berathung zu nehmen und ihr wohlerwogenes Gutachten über diesel¬
ben abzugeben:

Die hinsichtlich des Sportulircns der untern Verwaltungs-Behörden bestehendengesetzlichen>- m'ocdun«
und observanzmäßigcn Bestimmungen haben sich in vielfache» Beziehungen ungeeignet und ungenü-„'„«^ den «n.
gend erwiesen. Unser Staats-Ministerium hat Uns daher den Entwurf einer auf Beseitigung der ^ '^'^'
hierin bisher empfundenenMängel gerichteten Verordnung vorgelegt. Bevor Wir demselben Unsere den.
AllerhöchsteGenehmigung ertheilen, wollen Wir darüber das Gutachten Unserer getreuen Stände
vernehmen und lassen denselben daher den gedachten Entwurf nebst einer erläuternden Denkschrift
zur Erwägung und Begutachtung hierbei zugehen.

Nachdem die zum achten Provinzial-Landtage versammelt gewesenen Stände des Herzogthums °. ««- ^r
Pommern und des FürstenthumS Rügen in einer ihrer Petitionen die Bitte vorgetragen haben, daß <,„^m».



im Wege der Gesetzgebung eine Modifikation des Z 37 Theil II. Titel 12 des AllgemeinenLand'
rechts, den Bau der Schul- und Küstcrhäuser betreffend, herbeigeführt werde, und Wir die Berück.
Nchtigungdieser Bitte in dem Landtags-Abschiedevom 3U. Dezember 1843 bereits verheißen haben-
,o lassen Wir jetzt einen von Unserm Staats-Ministerium ausgearbeiteten Gesetz-Entwurf über
diesen Gegenstand nebst den dazu gehörigen Motiven, Unsern getreuen Ständen zugehen, um den.
selben mit Rücksicht auf die beiden Kreise der Nheinprovinz, in welchen das AllgemeineLandrecht
zur Anwendung kommt, zu begutachten.

..^" D" nachtheilige Einfluß, welchendie Bestimmungen des § V. des Edikts vom 9. ^ctober

.„.!> 2i°ril°m. 1807 und 8 2 des Kultur. Edikts vom 14. September 1811 in den Landcstheilen, in welchendas
m.°.«.ttrr. AllgemeineLandrecht Gesetzeskrafthat. auf das Fortbestehen der Lehne und Fideicommisseausüben

können, hatte bereits Unsers in Gott ruhenden Herrn Vaters Majestät bewogen, eine Aerathuna
darüber zu veranlassen, auf welche Weise diesen Gefahren zu begegnen sein möchte. Nachdem diese
Berathung beendigt ist, Wir auch inzwischendurch Unsere Ordre vom 28. Juli 1842 bereits vor-
läusig die Anwendung des § V. I. «. suspendirt haben, lassen Wir nunmehr Unsern getreuen
Ständen einen von Unserm Staats-Ministerium ausgearbeiteten, diesen Gegenstand betreffenden
Gesetz. Entwurf nebst den ihn erläuternden Motiven zur Prüfung und gutachtlichen Aeußeruna
hicbei zugehen. "

«. Fr«,. >,n° Da sich mehrfach das Bedürfniß gezeigt hat, die in Städten geltenden feuer- und bauvoli-
«».,.«»,«c, ^Ma>„ Vorschriften auch auf solche Gebäude anzuwenden, welche, wiewohl zum platten Lande

gehörig, doch innerhalb der Städte oder im Gemenge mit städtischenGrundstückenbelegen sind es
hierüber aber zur Zeit an allgemeinenBestimmungen fehlt: so haben Wir den anliegenden Entwurf
einer desfallsigen Verordnung ausarbeiten lassen, über welchen Wir die gutachtliche Aeußeruna
Unserer getreuen Stände vernehmen wollen. "

ü. Nwn.schc Nachdem die über die RheinischeProvinzial«Feuer - Societät von der Direktion derselben
erstatteten Verwaltungs-Berichte zu der Ueberzeugunggeführt hatten, daß zwischen der Einnahme
und Ausgabe dieses Instituts ein bedeutendesMißverhältniß bestehe, ist von Unsern getreuen Stän.
den in einer an Uns gerichteten Denkschriftvom 14. Juli 1843 der Antrag gestellt worden daß
auf dem Verwaltungswege die nach der Erfahrung nöthig befundene Aenderung r^. Verschiebuna
der Klassen.Merkmale der Gebäude bewirkt werde, damit die Höhe der Tarifsätze mit der größeren
Feucrgcfährlichkeitder Gebäude in ein richtigeres Verhältniß gebracht werden könne.

Wir haben hierauf in Gemäßheit der Unsern getreuen Ständen in dem Landtags - Abschiede
vom 30. December 1843 zu ll. 70 gemachtenEröffnung in der Zwischenzeit das Erforderliche in
dieser Angelegenheit Seitens Unserer Behörden vorbereite» lassen. Da indessendie dort in Aussicht
genommene Aeußerung des ständischenAusschusses bisher Anstand gefunden hat, Wir aber vor de

definitiven Anordnungen über die von der Direction der Societät gemachtenVorschläge die Änlich"
ten und Wünsche Unserer getreuen Stände vernehmen wollen, so haben Wir Unsern Ober-Präss-
denten beauftragt, Unsern getreuen Ständen eine die Lage der Sache vollständig darstellendeDenk-
schr.ft vorzulegen und fordern Dieselben auf, die darin gemachten Vorschläge der Direction zu
prüfen und über die für nothwendig erachtete Aenderung der Klassification und des Tarifs sick aut.
achtlichzu äußern. " ' ^ "

5 »c. Von den Ständen mehrerer Provinzen ist die Einführung von Gesinde-Dienst-Bückernbean-
5nm'.^e.,^gt w^„, ^che an die Stelle der von den Herrschaften ertheilten Zeugnisse über d e Di n^

führung des Gesindes treten sollen. " " " """''«

Der erste hierauf gerichtete Antrag der zum vierten Landtage versammeltenStände der Pro.
vin; Sachsen war von Uns abgelehnt worden, weil t«H Bedürfniß zu einer solchen Maßreael nickt
hinreichend begründet erschien. " ^
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Nachdem inzwischen ein ähnlicher Antrag auch von den Ständen anderer Provinzen gemacht
worden, und die Einführung der Gesinde-Bücher auch anderweitig als ein Bedürfniß zu erkennen
gegeben ist, insbesondere aber die günstigen Erfahrungen, welche im Königreich Sachsen über diese
Einrichtung gemacht sind, vorliegen, so ist der Gegenstand von Unserm Staats-Ministerium zur
Berathung gezogen und als deren Ergebniß der Entwurf einer Verordnung vorgelegt worden,
welchen Wir nebst der dazu gehörigen DenkschriftUnsern getreuen Ständen zur gutachtlichen Aeuße-
rung zugehen lassen.

Die in den meisten Theilen der Monarchie zur Zeit noch bestehendenAbdeckerei-Privilegien ?. Ms»'!'»»,
haben zu vielfachen Beschwerden über die darin fortdauernde, den veränderten Ansichten und Ver-A^'A^""'
Hältnissennicht mehr entsprechende Beschränkungder Viehbesitzer in der Benutzung ihres Eigenthums
Veranlassung gegeben, und es hat eben so wenig verkannt werden können, daß dieselben jetzt ihren
früheren Zwecken nicht mehr genügen, als eS unausführbar ist, die privilcgirtcn Abdecker selbst
durch ZwangSmaßregeln in der Ausübung von Gerechtsamen zu schützen, deren eigentliche Anerken¬
nung sich nur auf ein jetzt verschwundenesVorurtheil gründete.

Aus diesen Gründen, welche die beigefügte Denkschrift umfassenderentwickelt, haben Wir
Uns bewogen gefunden, die Aufhebung der Zwangs- und Vannrechte der Abdecker im gesetzlichen
Wege herbeizuführen, und zu diesem Ende einen Gesetz-Entwurf ausarbeiten zu lassen.

Wenn gleich diese Zwangs« und Vannrechte in dem größten Theile der Rheinprovinz bereits
aufgehoben sind, und, so viel sich hat ermitteln lassen, nur noch eine derartige Berechtigung in
dem ostrheiuischcnTheile des Negicrungs-Bezirkes Koblenz vorkommt, so erfordert es doch die in
allen Provinzen herzustellendeGleichheit der gewerblichenZustände in dieser Beziehung, daß auch
auf Beseitigung solcher vereinzelter Berechtigungen Bedacht genommen werde.

Wir lassen daher ungeachtet der geringeren Bedeutung, welche die Angelegenheit sür die
dortige Provinz hat, den Gesetz-Entwurf nebst Motiven auch Unsern getreuen Ständen der Nhein-
provinz hierdurch zur Erwägung und Begutachtung zugehen.

Das Bedürfniß eines wirksameren Schutzes für den Lanbbau, besonders für die Feldfrüchte, 3, «eid»»,^,'.
ist allgemein anerkannt worden, und es ist Uns bereits von den Landtagen verschiedenerProvinzen ^"',ü'f'^c
die Bitte um Ergänzung und Verbesserung der diesen Gegenstand betreffenden gesetzlichen Bestim-Kreise Duisbur,
mungen wiederholt vorgetragen. Wir haben deshalb für diejenigen Landcsthcile, in denen das ""
AllgemeineLandrecht Gesctzkrafthat, die nebst Motiven hier beigefügte Fcldpolizei-Ordnung ent¬
werfen lassen, über welche Wir die gutachtlicheErklärung Unserer getreuen Stände in Bezug auf
die Kreise Duisburg und Nees vernchmcn wolle».

In Ansehung der allgemeinen Nechtsgrundsätzc,welche das Landrecht theils abändern, theils
ergänzen, so wie anderer allgemeiner Bestimmungen, welche die Gewährung eines größer« Rechts¬
schutzes für das Grund-Eigenthum und cine bessere Ordnung in den Angelegenheitender Feldpolizei
zum Zweck haben, hat zwar auf eine Uebereinstimmungder Feldpolizci-Gesetzgebung in allen den
verschiedenenLandestheilen Bedacht genommen werden müssen, in welchen das AllgemeineLandrecht
Gesetzeskrafthat. Insofern jedoch in einzelnen Landcsthcilrn oder Orten besondere, auf eigenthüm¬
lichen, provinziellen oder örtlichen landwirthschaftlichcnVerhältnissen beruhende Bedürfnisse obwal¬
ten sollten, so haben wir nicht nur durch die Fassung des entworfenen Gesetzesdafür gesorgt, daß
solche sich neben demselbengeltend machenund entwickelnkönnen, sondern werden auch, wenn solche
eigenthümlicheVerhältnisse provinzielle Modifikationen oder Ergänzuugeu des Gesetz-Entwurfs noth¬
wendig oder rathsam erscheinenlassen sollten, die darauf gerichtetenAnträge und VorschlägeUnserer
getreuen Stände gern entgegen nehmen.

AuS der beifolgenden Denkschrift Unseres Ministers des Innern, den Erlaß einer Gemein- ,. «semci».
heitslheilungs« und Eervituten-Ablösungen Ordnung für die Nheinvrovinz betreffend, haben
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.. »^5 ^ «„-.ns^pnswertb ist. bei der im Werke begriffenen Bearbeitung dieses Gesetzes

2°-^^e O g2 deshalb Unsere getreuen Stände hierdurch ans Behufs
""««"" einer gemeinschaftlichen Vorbera.hung mit CommissarienUnserer Regierung, e.nen staud.schenAus-

sckuß aus den Mitaliedern des Landtages zu erwählen.
^n ..„„ "iten, hier beigefügten Denkschrift, betreffend das von Unseren getreuen Standen

erbetene Feldpoli ei-Gesetz für die Nheinprovinz, hat Unser Mmister des Innern dargestellt, in
welcher Laae sich die legislative Berathung dieses Gesetzes zur Zeit befindet, und zugle.chvorge-
raaen daß auch die weitere Bearbeitung des Entwurfes einer Feldpolizei-Ordnung für d.e Rhe.n-

vrovin'. «veckmäßig in Verbindung mit den Vorbera.hungen über die Gememheitstheilungs- und
Serv uten-Ablösungs-Ordnung unter Zuziehung des wegen der letzteren zu erwählenden ständ.,che>.
Au chüsses erfo gen könne. Zu dem Ende fordern Wir Unsere getreuen Stande h.erm.t au den
«°n ibn n für die Vorberathung der zu erlassendenGemeinhei.sthe.lunge- und verv..u.enAblosungs-
0rd z Elenden Ausschuß gleichzeitig für die weitere gemeinschaftliche Berat ung der Feld.

den hierzu bestimmtenCommissarienUnserer Neg.erung zu bestellen.
' ' S ern üb'gens Unsere getreuen Stände das baloige Erscheinen einer Feldpolizei-Ordnung
für die R einprovinz und namentlich die Emanation derselben noch vor dem nächste.. Lan tage für

. ngendes Bedürfniß erachten sollten, so bleibt denselben auch überlassen m. Rucksich. auf d.e
n der.weiten Denkschrift Unseres Ministers des Innern zusammengestelltenMa.er.al.en und den

der e den beigefügten vorlaufigen En.wnrf einer solchen Verordnung schon ^ ^ e.nzelnen Best.m-
derieioen oeg , ü ihr Gutachte» darüber zu UnsererEntschl.eM.g vorzulegen.

"'""' In ^ «. dem Land.ags-Abschiedevom 30. Deeember 18« unter
w^'d^'n Nro 25 § 4 auf den Antrag Unserer ge.renen Stände, die Kl.rssensteuer betreffend, ist eine
""'7 ''"' Eom n ssion aus Beamten und Mi.gl.edern des ständischenAusschusseszusammengetreten, um zu
'"" «r^n ob mit Rücksicht auf die seit dem Jahr 1828 eingetretenen Veränderungen der Verhal.msse

^« Regierungsbe ilke gegen einander - die bisherige Vertheilung des Klassensteue.Contingents
der Provinz ans die Regierungsbezirke noch ferner für entsprechend, oder welche andere Verhe.lung
d eses Contingen.s auf die Regierungsbezirke, den jetzigen Verhältnissen für angemessener zu erachten se..

Die Commissionhat mit einer überwiegenden Stimmcnmchrlie.t anerkannt, daß d.e Neg.e.
...nasbenrke der Nheinprovinz seit dem Jahre 1828 nicht in gleichem Maaße im Wohlstände vorge-
Bitten seien und daß hiernach die jetzigen Klassensteuer-Conttngenteder verschiedenen Negierungs-

bewirke m einander nicht mehr in einem richtigen Verhäl.nisse stehen.
Die Commissionhat sich demnächstmit Stimmencinhelligkeit dah.n ausgesprochen, daß nur

auf dem Wcae einer neuen vollständigen Individual-Veranlagung. welche durch e.ne und dieselbe
g ständischenMitgliedern und Beamten zusammengesetzte Commissionin der ganzen Provinz aus¬

uferen sein würde, das Verhältniß der Klassensteuer-Conlingcntever einzelnen Regierungsbezirke
«einander vollständig zu würdigen, und darauf soeann eine richtigere Vertheilung des Provinzial-

^n.inaents auf die Regierungsbezirke zu begründen sei.
Eine derartige Inoividual-Veranlagung der Klassensteuer... der ganzen Provinz, d. i. für

.,'.,. tlassensteuerpflichtigeBevölkerung von nahe »n 2'/, Millionen, würbe indessen zunächst man-
derlei Vorbereitungen und einen bedeutenden Zeit- und Kostenaufwand erfordern, und es würde
d'e auf diesem Wege herbeizuführende anderweitige Contingenls-Vertheilung vielleicht, selbst wahr-
scke.nl.ch erst nach Verlauf mehrerer Jahre ms Leben treten können. Es wird sich daher um so
«cl,r »../nochmaligen Erwägung eignen, ob nicht derselbe Zweck einer möglichst und annähernd
. cktia n Contingents-Vertheilung auf einem kürzere» Wege, nämlich auf der Grundlage allgcme.-

sNlistischen Daten, und des verschiedenen Maaßes der hierin seit der ersten Contingentirung der
Klassensteuerin den einzelnenRegierungsbezirkeneingetretenenVeränderungen zu erreichen sein würde.



Die näheren Vorschläge hierüber werden Unsern getreuen Ständen durch den Ober-Präsi¬
denten der Provinz, als Unserm Commissarius beim Landtage, mitgetheilt werden; und wollen
Wir es dann ebenfalls dem Ermessen Unserer getreuen Stände anheimgestelltsein lassen, ob sie auf
den Grund der ihnen vorzulegenden statistischen Daten alsbald zur Abgabe bestimmter Vorschläge
über die Feststellungder Klassensteuer-Contingente für die einzelnen Regierungsbezirke zu schreiten
gedenken, oder es vorziehen, zur nochmaligen Berathung des Gegenstandes, im Vereine mit den
Vcrwaltungs-Organen der Provinz und der Regierungsbezirke, eine Commission aus ihrer Mitte
zu bestellen.

Die in dem Allgemeinen Landrechte und in dem RheinischenHandelsgesetzbucheenthaltenen »>. ««»bei«'
Vorschriften in Betreff der Unterschriftenfür den Betrieb kaufmännischeroder gewerblicherGeschäfte
haben sich mangelhaft erwiesen, indem sie weder die Wahl solcherUnterschriftenangemessenbeschrän¬
ken, noch den bestehendenFirmen genügenden Schutz gewähren gegen die Annahme gleichlautender
Firmen Seitens solcher Handlungen, welche in demselbenOrte neu errichtet werben. Um diesem
Mangel zu begegnen, ist ein Gesetz über die Unterschriften und Firmen im kaufmännischenund
gewerblichen Verkehr entworfen worden. Wir lassen den Entwurf, wie er aus den Berathungen
Unseres Staatoratbs hervorgegangen ist, nebst den ihn erläuternden Motiven, Unseren getreuen
Ständen zur Prüfung und gutachtlichenAeußerung hierbei zugehen.

Gemäß der Unseren getreuen Ständen in dem Landtags-Abschiedevom 30. Deeember 1843 >». Abhülfe
ertheilten Zusichcrung ist im September des verflossenenJahres eine aus Verwaltungs - Beamten ^" ^"'''''"
und sachkundigenWeinproducenten gebildete Commissionunter dem Vorsitzedes Ober-Präsidenten
der Nheinprovinz zu Trarbach zusammengetreten, um über die Mittel zur Abhülfe oder doch zur
Verminderung des Nothstandes der Winzer zu berathen und geeignete Vorschläge zu machen. Die
aus dieser Berathung hervorgegangen«« Anträge haben großentheils Maaßregeln zum Gegenstände,
welche im Verwaltungswege zu treffen sind und alle thunliche Berücksichtigungfinden werden. Einer
dieser Anträge aber bezweckt die Abänderung einiger Bestimmungen des Grundsteuer-Gesetzes für
die westlichen Provinzen vom 21. Januar 1839 und würde nur unter vorherigemBeirath der Stände der
Provinzen Rheinland und Wcstphalen zu genehmigen sein. Das beigefügte Promemoria Unseres
Finanz-Ministers giebt über diesen Vorschlag nähere Auskunft, und bleibt es Unseren getreuen
Ständen überlassen, ob und in wie weit sie den Antrag der Commission zu Trarbach zu dem
Ihrigen machen uno dadurch eine entsprechendeAenderung des Gesetzesvom 21. Januar 1839 in
Anregung bringen wollen.

Es ist darauf angetragen worden: »». «mä^
die Bestimmungen des Gesetzesvom 31. März 1838 (GesetzsammlungS. 249), welche ^^"",^".
in den Provinzen, wo das AllgemeineLandrecht gilt, statt der regelmäßigen 30jährigen, >en. >» «eiche»
eine zwei» und vieriährige Verjährungsfrist für Ansprüche aus Geschäften des gewöhn-A,"'""°
lichcn bürgerlichen Vcrkebrs eingefübrt haben und sick daselbst als zweckmäßig bewähren,
auch in den Landeotheilcn zur Anwendung zu bringen, in welchen noch gemeines
Rech« gilt.

Wir baben demgemäß die anliegende Verordnung nebst Motiven entwerfen lassen und wollen,
bevor wir dieselbe Allerhöchstsantlionnen, Unsere getreuen Stände mit ihrem Gutachten darüber
hören.

Die Stände der Provinz Sachsen haben auf dem vorletzten Provinzial« Landtage darauf ,,. «icmpcl.
angetragen, die Verhandlungen zwischen dem Vormunde und dem obcrvormundschaftlichenGerichte ^^'^'.
in Betreff der Erziehung und der Vermögens-Verwaltung der Minderjährigen, sowie die Deposi- m»n°sch»»e.
lal-Ertrakte bei Einziehung der Mündelgelder von Stempel und Gebühren zu befreien. Wir haben
hierüber den Bericht des Staats-Ministeriums und das Gutachten einer aus den Mitglieder» des
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